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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 4
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Widerspruchsverfahren

Vorverfahren
Aussetzung
Verfügungssatz
Vollständigkeit

Leitsätze 1. Für die Zulässigkeit einer Anfechtungs-
oder Verpflichtungsklage kommt es
darauf an, dass das Vorverfahren
durchgeführt wurde. Das Vorliegen dieser
Prozessvoraussetzung ist auch dann zu
bejahen, wenn die Widerspruchsbehörde
irrtümlich oder fehlerhaft nur über einen
Teil der belastenden Verfügungssätze
entschieden hat (vgl. BSG, Urteil vom
28.10.1965, 8 RV 721/62).
2. Eine Aussetzung des Rechtsstreits, um
der Widerspruchsbehörde Gelegenheit zu
geben, das Widerspruchsverfahren
insoweit nachzuholen, kommt daher bei
einem Streit um die Frage, ob die
Widerspruchsbehörde über den
Widerspruch vollständig entschieden hat,
nicht in Betracht.

Normenkette SGG § 78
SGG § 114

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 SB 84/04
Datum 07.07.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 B 103/05 SB
Datum 18.11.2005

3. Instanz
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Datum -

Auf die Beschwerde des Beklagten wird der Beschluss des Sozialgerichts Darmstadt
vom 7. Juli 2005 aufgehoben.

GrÃ¼nde:

I.

Mit Bescheid vom 13. Oktober 1986 hatte der Beklagte die Behinderungen des
KlÃ¤gers mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 50 festgestellt. Am 10. Juli
2003 stellte der KlÃ¤ger einen Ã�nderungsantrag wegen Verschlimmerung der
bisher festgestellten Behinderungen und begehrte die Feststellung eines hÃ¶heren
GdB sowie weiterer Merkzeichen, ohne jedoch nÃ¤her zu spezifizieren, welche
Merkzeichen er meinte. Der Beklagte zog Befunde der behandelnden Ã�rzte bei und
erteilte nach Einholung einer gutachtlichen Stellungnahme seines
beratungsÃ¤rztlichen Dienstes am 4. November 2003 einen Ã�nderungsbescheid,
worin der Bescheid vom 13. Oktober 1986 abgeÃ¤ndert und der GdB auf 60 erhÃ¶ht
sowie die Feststellung von Merkzeichen abgelehnt wurden. Dagegen legte der
KlÃ¤ger am 11. November 2003 Widerspruch ein. Er wies darauf hin, dass es seit
Mitte des Jahres 2003 zu einer Zunahme der Beschwerden gekommen sei.
Insbesondere beim lÃ¤ngeren Stehen oder Gehen, beim Ankleiden oder beim
Waschen verspÃ¼re er starke Schmerzen an der WirbelsÃ¤ule, am rechten Bein
und am rechten Hoden. Seine GesamtkÃ¶rpergrÃ¶Ã�e habe sich seit dem Jahre
1982 um sechs Zentimeter verringert. Eine Wiederherstellung der deformierten
Gelenke sei nicht mÃ¶glich. Infolge der bekannten Beschwerden sei bei ihm am 3.
September 1985 ErwerbsunfÃ¤higkeit anerkannt worden. Da er in einem Vorort von
A-Stadt wohne und die nÃ¤chsten EinkaufsmÃ¶glichkeiten, Ã�rzte, Apotheken etc.
ca. zwei Kilometer entfernt seien, sei er auf sein Kraftfahrzeug angewiesen.

Nach Auswertung weiterer medizinischer Befunde wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 25. Februar 2004 den Widerspruch zurÃ¼ck. In der
BegrÃ¼ndung wies der Beklagte u.a. darauf hin, dass UmstÃ¤nde, die
ausschlieÃ�lich auf Ã¶rtlichen Gegebenheiten im Umfeld des Einzelnen beruhen
wÃ¼rden, bei der Entscheidung nicht berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 4. MÃ¤rz 2004 bei dem Urkundsbeamten der
GeschÃ¤ftsstelle des Sozialgerichts Darmstadt (SG) Klage erhoben und â��
zunÃ¤chst â�� beantragt, "Ã¼ber die HÃ¶he meines Grades der Behinderung neu
zu entscheiden".

Das SG hat Sachermittlungen bei den vom KlÃ¤ger benannten Ã�rzten eingeleitet,
die aber ergebnislos verlaufen sind. Im ErÃ¶rterungstermin vom 6. Juli 2005, der
von dem Beklagten nicht wahrgenommen worden ist, hat der KlÃ¤ger auf
rechtlichen Hinweis durch den Vorsitzenden den Klageantrag dahin gefasst, dass
die Merkzeichen "G" und "aG" von dem Beklagten festzustellen seien. Der
Vorsitzende hat weiter Hinweis erteilt, dass bei wohlwollender Auslegung des
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Widerspruchs des KlÃ¤gers auch ein Widerspruch gegen die Versagung von
Merkzeichen entnommen werden kÃ¶nne. Insoweit habe der Beklagte aber nicht
Ã¼ber den Widerspruch entschieden.

Mit Beschluss vom 7. Juli 2005 hat das SG den Rechtsstreit ausgesetzt, um dem
Beklagten Gelegenheit zu geben, hinsichtlich der Merkzeichen "G" und "aG" das
Widerspruchsverfahren nachzuholen.

Dagegen hat der Beklagte am 19. Juli 2005 Beschwerde bei dem Hessischen
Landessozialgericht eingelegt. Er vertritt die Auffassung, mit dem
Widerspruchsbescheid vom 25. Februar 2005 sei auch die Feststellung der
Merkzeichen "G" und "aG" abgelehnt worden. Die Nachbesserung einer vermeintlich
lÃ¼ckenhaften WiderspruchsbegrÃ¼ndung sei gesetzlich nicht vorgesehen und
wenig sinnvoll. Es bestÃ¼nden keinerlei Hindernisse, z.B. durch Urteil Ã¼ber den
Klageantrag zu entscheiden, wenn die Bescheide als rechtswidrig angesehen
wÃ¼rden.

Im Nichtabhilfebeschluss vom 4. August 2005 hat das SG die Auffassung vertreten,
das Widerspruchsverfahren sei vorliegend nachzuholen, weil einerseits der KlÃ¤ger
bei einer wohlwollenden Auslegung seinen Widerspruch auch auf die Zuerkennung
von Merkzeichen erstreckt habe und andererseits der Beklagte weder mit
Widerspruchsbescheid vom 25. Februar 2004 noch anderweitig hierÃ¼ber
entschieden habe. Aus den GrÃ¼nden des Widerspruchsbescheides sei nicht
ersichtlich, dass der Beklagte die Zuerkennung von Merkzeichen im
Widerspruchsverfahren geprÃ¼ft habe, weil sie sich allein auf die HÃ¶he des GdB
bezÃ¶gen. Auch die Anmerkung in der BegrÃ¼ndung, die Ã¶rtlichen Gegebenheiten
kÃ¶nnten bei dem KlÃ¤ger keine BerÃ¼cksichtigung finden, sei nicht erkennbar auf
eine Entscheidung Ã¼ber Merkzeichen bezogen. Damit bleibe offen, ob der
Beklagte im Gegensatz zur Auffassung der Kammer den Widerspruch des KlÃ¤gers
allein als auf die HÃ¶he des GdB gerichtet angesehen habe.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Ã�brigen sowie wegen der weiteren
Einzelheiten wird auf die Beschwerdeakte, die Gerichtsakte des SG (Az.: S 5 SB
84/04) sowie die Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen.

II.

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist auch begrÃ¼ndet. Der Aussetzungsbeschluss des SG
vom 7. Juli 2005 war aufzuheben.

Sofern die Entscheidung des Rechtsstreits ganz oder zum Teil vom Bestehen oder
Nichtbestehen eines RechtsverhÃ¤ltnisses abhÃ¤ngt, das den Gegenstand eines
anderen anhÃ¤ngigen Rechtsstreits bildet oder von einer Verwaltungsstelle
festzustellen ist, so kann das Gericht gem. Â§ 114 Abs. 2 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) anordnen, dass die Verhandlung bis zur Erledigung des
anderen Rechtsstreits oder bis zur Entscheidung der Verwaltungsstelle auszusetzen
ist. Diese Regelung ist nach herrschender Meinung entsprechend anzuwenden,
wenn Klage vor Abschluss des Widerspruchsverfahrens erhoben wird. In diesem Fall
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weist das Gericht die Klage nicht als unzulÃ¤ssig ab, sondern setzt den Rechtsstreit
bis zur Widerspruchsentscheidung aus (vgl. Leitherer in Meyer-Ladewig, SGG, Â§ 78
Rdnr. 3a).

Vorliegend steht indes fest, dass der KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 4. November
2003 Widerspruch eingelegt hat und dass der Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 25. Februar 2004 den Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen hat. ZunÃ¤chst ist der
Ausgangspunkt des SG zutreffend. Der KlÃ¤ger hatte sowohl die Feststellung eines
hÃ¶heren GdB als auch die Zuerkennung von Merkzeichen beantragt. Ã�ber beide
Komplexe hat der Beklagte im Bescheid vom 4. November 2003 eine Entscheidung
getroffen. So wurde der GdB von 50 auf 60 erhÃ¶ht und die Feststellung von
Merkzeichen abgelehnt. Gegen diesen Bescheid hat der KlÃ¤ger Widerspruch
eingelegt. Es bedarf keiner "wohlwollenden" Auslegung des Widerspruchsschreibens
vom 10. November 2003, dass Gegenstand des Widerspruchsverfahrens auch die
Ablehnung der Merkzeichen geworden ist. Die Mindesterfordernisse zur Einlegung
eines Widerspruchs sind in Â§ 84 Abs. 1 Satz 1 SGG geregelt. Danach ist der
Widerspruch binnen eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur
Niederschrift bei der Stelle einzureichen, die den Verwaltungsakt erlassen hat.
Insbesondere muss der Widerspruch weder einen Antrag enthalten noch ist
grundsÃ¤tzlich eine BegrÃ¼ndung erforderlich. So ergreift der Widerspruch im
Zweifel alle VerfÃ¼gungssÃ¤tze des angefochtenen Verwaltungsaktes (BSG, Urteil
vom 28. Oktober 1965, Az.: 8 RV 721/62; Leitherer in Meyer-Ladewig, a.a.O., Â§ 84
Rdnr. 2 m.w.N.). Selbst die BeschrÃ¤nkung in der WiderspruchsbegrÃ¼ndung auf
einzelne Gesichtspunkte bietet noch keinen hinreichenden Anhalt fÃ¼r die
BeschrÃ¤nkung des Widerspruchs (BSG, Urteil vom 28. Oktober 1965, a.a.O.;
Leitherer in Meyer-Ladewig, a.a.O.). Zutreffend geht das SG weiter davon aus, dass
nicht mit der notwendigen Sicherheit angenommen werden kann, der Beklagte
habe im Widerspruchsbescheid vom 25. Februar 2004 Ã¼ber die Versagung der
Merkzeichen "G" und "aG" entschieden. Zwar findet sich in der BegrÃ¼ndung ein
Hinweis, dass die Ã¶rtlichen Gegebenheiten nicht berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnten. In diesem Zusammenhang wÃ¤re daran zu denken, dass diese Wendung
sich auf das Merkzeichen "G" beziehen kÃ¶nnte, denn die Anhaltspunkte fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrecht (Teil 2 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch â�� SGB IX â�� ,
2004) beinhalten die Aussage (Ziffer 30 Abs. 2), dass es bei PrÃ¼fung dieser Frage
nicht auf die konkreten Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalls ankommt. Letztlich
braucht dies aber nicht entschieden zu werden, denn eine Aussetzung des
Rechtsstreits ist damit nicht zu rechtfertigen. Denn mit der herrschenden Meinung
ist der Senat der Auffassung, dass dem Prozesserfordernis des Vorverfahrens auch
dann genÃ¼gt ist, wenn die Verwaltung nur Ã¼ber einen Teil der belastenden
VerfÃ¼gungssÃ¤tze des angefochtenen Verwaltungsaktes und damit nur
unvollstÃ¤ndig Ã¼ber den Widerspruch entschieden hat (so grundlegend: BSG,
Urteil vom 28. Oktober 1965, a.a.O.; vgl. auch BSG, Urteil vom 15. November 1979,
Az.: 7 RAr 75/78; Urteil vom 28. Juni 1990, Az.: 7 RAr 114/89; Blei in
Gesamtkommentar, SGG, Â§ 78 Anm. 2c; Kummer, Das sozialgerichtliche Verfahren,
Rdnr. 116; Rohwer-Kahlmann, SGG, Â§ 78 Rdnr. 9; Binder in Hk-SGG, Â§ 78 Rdnr. 6).
Denn Â§ 78 SGG verlangt als ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzung ausschlieÃ�lich, dass zur
Erhebung der Anfechtungs- bzw. Verpflichtungsklage ein Vorverfahren
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durchzufÃ¼hren ist. Mit dem Abschluss dieses Verfahrens muss eine fÃ¼r den
KlÃ¤ger zumindest teilweise erfolglose Verwaltungsentscheidung ergangen sein,
wobei Erfolglosigkeit dann gegeben ist, wenn die im Verwaltungsakt liegende
Beschwer nicht restlos beseitigt ist (Rohwer-Kahlmann, a.a.O.). Es genÃ¼gt
vielmehr das Vorliegen eines sich Ã¤uÃ�erlich als Widerspruchsbescheid
darstellenden Bescheides (Blei, a.a.O.; Rohwer-Kahlmann, a.a.O.). Es ist
insbesondere kein weiteres Vorverfahren erforderlich, wenn die Verwaltung das ihr
eingerÃ¤umte PrÃ¼fungsrecht im Vorverfahren teilweise ungenutzt gelassen hat
(BSG, Urteil vom 28. Oktober 1965, a.a.O.). Damit unterscheidet sich diese
Fallkonstellation erheblich von der, die der o.g. entsprechenden Anwendung des Â§
114 Abs. 2 SGG Ã¼blicherweise zugrunde liegt. Denn dort hat regelmÃ¤Ã�ig der
KlÃ¤ger, ohne den Abschluss des Widerspruchsverfahrens abzuwarten, Klage
erhoben, wÃ¤hrend hier der KlÃ¤ger das Widerspruchsverfahren ordnungsgemÃ¤Ã�
eingeleitet und lediglich der Beklagte dieses mÃ¶glicherweise fehlerhaft
durchgefÃ¼hrt hat. Will man im ersten Fall mit der Aussetzung die Abweisung der
Klage als unzulÃ¤ssig vermeiden, sprechen hier gewichtige â�� auch
prozessÃ¶konomische â�� GrÃ¼nde dafÃ¼r, das Klageverfahren fortzusetzen.
Denn die notwendigen Sachermittlungen kann das SG im Einzelfall ohne weiteres
selbst durchfÃ¼hren. So bleiben ZeitverzÃ¶gerungen auf jeden Fall aus.

Diese Entscheidung kann mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht nicht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 27.01.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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